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«Ich verstehe das Chefredaktorenamt nicht 
als das Ende der Fahnenstange.» Diesen 
Satz diktierte der designierte NZZ-Chefredak-
tor Markus Spillmann vor ziemlich genau neun 
Jahren kurz vor seinem Amtsantritt einem 
Branchenblatt. Er war der Neue bei der Alten, 
ein Leisetreter unter den vielen 
Lautsprechern in der Medien-
branche. Auslandchef Spillmann 
war es damals nicht gewohnt, 
Teil einer Zeitungsnachricht zu 
sein.  

Das hat sich spätestens ver-
gangene Woche geändert, als 
bekannt wurde, dass er den 
Chefposten der «Neuen Zür-
cher Zeitung» per Ende Dezember verlassen 
muss. Kein Rausschmiss mit Vorankündigung, 
sondern ein Eklat erster Güte. Je länger unklar 
bleibt, wer künftig den Titel führt, desto grös-
ser wird der Schaden für die Zeitung. Dass 

sich gleichzeitig im Hintergrund seit letztem 
Jahr offenbar Investoren-Hyänen aus dem 
SVP-Umfeld auf das Medienhaus stürzen, 
macht die Sache für den Strategen der Institu-
tion NZZ, Präsident Etienne Jornod, und sei-
nen Kommandanten, den Österreicher Veit 

Dengler, nicht einfacher.  

Zumindest Jornod mag der 
politische Kurs unter Spillmann 
ein Dorn im Auge gewesen 
sein. Dieser sei Jornod zu wenig 
dezidiert bürgerlich, heisst es. 
Das wollen er und der ehemalige 
McKinsey-Mann Dengler – von 
Haus aus keine politischen Köpfe 
– ändern. Wichtig ist für das Duo 

aber auch, dass das Zeitungshaus schnur-
stracks in die digitale Welt geführt wird. NZZ-
Leser sollen bezahlen was sie lesen, auch 
wenn sie es online tun. Jornod und Dengler 
fehlt die Figur, um beide Ziele zu erreichen: der 

bürgerlich ausgerichtete publizistische Vollstre-
cker, der überdies genau weiss, wie das digita-
le Nachrichtengeschäft funktioniert.

Ein solches Kaliber finden die zwei Medien-
manager derzeit nicht unter dem Dutzend 
Chefredaktoren der auflagestärksten Titel 
im Land. Es gibt zwar dem bürgerlichen Lager 
nahestehende Köpfe, aber sie zeichnen sich 
ausnahmslos durch grosses Flair für Drucker-
schwärze aus. Weit und breit keine Digital-
Koryphäe.  

Die NZZ sucht nach Spillmann einen 
Wundermann. Er kann nur aus dem Ausland 
kommen.
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«Wichtig ist für 
das Duo, dass 
die NZZ in die 
digitale Welt  
geführt wird»

Am Ende des Jahres häufen 
sich die Anlässe, da zurück- und 
vorausgeblickt wird. Schon fast 
notorisch. Wobei die Gegenwart 
regelmässig zur Dekoration wird. 
In Form von Apéros und Essen.

Wer wollte es mir verargen: So 
wie ich nicht immer Lust auf 
Familienweihnachten habe, so 
gehören auch die Rück- und Aus-
blickanlässe, bei denen Vergan-
genheit und Zukunft stets wun-
dersam aufklaren, nicht zu mei-
nen Lieblingsbeschäftigungen. 
Aber sie gehören zum Politikerin-
nenleben, und ich will mich dar-
über nicht beklagen. Bewahre!

So oder anders: Denke ich dar-
über nach, was im Leben einer 
Politikerin (sowie von Menschen, 
die sie mit Wohlwollen bis Arg-
wohn beobachten) wichtig 
scheint, kommt mir der Verhaltens
psychologe und Nobelpreisträger 
Konrad Lorenz in den Sinn. Er hat 
gesagt: «Gedacht ist noch nicht 
gesagt, gesagt ist noch nicht 
gehört, gehört ist noch nicht ver-
standen, verstanden ist noch 
nicht einverstanden, einverstan-
den ist noch nicht angewendet, 
und angewendet ist noch nicht 
beibehalten.»

Es geht um nicht mehr und 
nicht weniger als darum: Was 
wollen wir sagen, wie wollen wir 
es sagen, wie soll es unser Ge-
genüber verstehen? Wie oft sa-
gen wir: «Ich dachte, ich hätte ge-
sagt . . .» Haben wir aber nicht. 
Oder wir haben, aber wir haben 
es nicht verständlich gesagt. Was 
– mit Lorenz – zu beweisen war.

Das Problem des scheinbaren 
Verstehens gibt es in der Politik, 
im Geschäftsleben, in Krisen und 
vor allem auch im Privaten. Nein, 
ich mag Tage vor Weihnachten 
keine schlechte Stimmung auf-
kommen lassen. Und doch 
schlage ich nun den Bogen zu 
meiner hier vor Monatsfrist in 
weiser Voraussicht gepflegten 
Festtagsphobie. Weil ich nicht 
erst seit der Lektüre des Lorenz-
Zitats weiss, wie es sich anfühlen 
kann, wenn der wechselseitig un-
ter unterschiedlichen Vorzeichen 
geäusserte Anspruch auf harmo-
nische gemeinsame Stunden 
durch die gute Stube wabert.

Ja, wie hilfreich wäre da klare 
und eindeutige Kommunikation. 
A la: Hiermit bestätige ich, dass 
ich Weihnachten selig mit einem 
guten Film – das heisst mit Hap-
py End – und einer Tüte Chips – 
das heisst mit Paprika – unter der 
Bettdecke verbringen und vor 
dem Einschlafen die Nase aus 
dem Fenster strecken werde, um 
herauszufinden, ob Schnee in der 
Luft liegt.
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Regierungsrätin der Grünen  
im Kanton Aargau

Weihnachten 
frei nach 
Konrad  
Lorenz

Hochuli

Die Hoffnungen waren gross, als 
Michael Lauber vor drei Jahren 
neuer Bundesanwalt wurde. End-
lich ein Mann, der Kompetenz aus-
strahlte und professionell mit der 
Politik und den Medien kommu-
nizierte. Nach der Serie von Nie-
derlagen in spektakulären Fällen 
wie dem Fall Holenweger oder den 
Ermittlungen gegen die Hells An-
gels schien mit Lauber eine neue 
Ära der Bundesanwaltschaft ein-
geläutet.

Doch das aktuelle Fiasko im 
grössten Schweizer Mafiaverfah-
ren beweist das Gegenteil. Am Frei-
tag wurde bekannt, dass die Ermitt-
ler den Vorwurf der Mafiazugehö-
rigkeit gegen die Hauptbeschuldig-
ten eines zwölfjährigen Verfahrens 
fallen lassen. Zwei der Verdächtig-
ten sassen über drei Jahre im Ge-
fängnis, sie hatten sich von Anfang 
an vehement gegen die schweren 
Anschuldigungen gewehrt. Dass 
sich die Staatsanwälte des Bundes 
in dieser Sache seit Jahren verrannt 
hatten, ist längst bekannt. Die zwei-
malige Zurückweisung der Ankla-
geschrift durch das Bundesstrafge-
richt zeugt davon. Zudem war der 
Hauptbeschuldigte, der angebliche 
Kopf der Schweizer Mafiabande, 
in Italien mehrmals von diesem 
Vorwurf freigesprochen worden – 
trotzdem liessen Laubers Ermittler 

nicht locker. Vor wenigen Mona-
ten sprachen italienische Richter 
den Mann auch in letzter Instanz 
frei. In diesem Gerichtsprozess 
versuchten die Schweizer noch ein-
mal, das Ruder herumzureissen. 
Sie sandten den Richtern die in 
der Schweiz als untauglich zurück-
gewiesene Anklageschrift – in der 
Hoffnung, doch noch eine Verur-
teilung in Italien bewirken zu 
können. Vergeblich. Der Frei-
spruch war nicht abzuwenden. 

Doch selbst nach dieser Demü-
tigung lässt die Bundesanwalt-
schaft auch heute nicht locker. Statt 
das ganze Verfahren einzustellen 
und endlich zuzugeben, dass sie 
sich in diesem Fall verirrt haben, 
wollen die Ermittler den Vorwurf 
der Geldwäscherei aufrechterhal-
ten. Die Erfolgschancen scheinen 
gering. Bereits 2004 hat ein Be-
richt der Kantonspolizei Zürich 
festgehalten, dass sich der Verdacht 
einer Geldwäscherei-Maschine für 
die Mafia nicht erhärten lässt. Und 
als die Beschuldigten mehrmals 
von der Bundesanwaltschaft ver-
langten, die ihnen als Vortat der 
Geldwäscherei vorgeworfenen 
Konkursdelikte mit einem Gutach-
ten zu untersuchen, lehnten die 
Ermittler dies ab. 

Was also bleibt? Der Mafiafall 
kostet Lauber Glaubwürdigkeit. Er 

Bei der Bundesanwaltschaft  
ist der Wurm drin
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«Ist Lauber in  
der Lage, wirklich 
rigoros durch­
zugreifen – im 
Notfall auch 
gegen seine 
eigenen Leute?»
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kann sich nicht damit herausreden, 
er habe die verkorkste zwölfjähri-
ge Ermittlung von seinen Vorgän-
gern geerbt. Er führt das Verfah-
ren seit drei Jahren – und ein Ende 
ist nicht abzusehen. Er hat es nicht 
geschafft, dieser Tyrannei der 
Staatsmacht gegen Beschuldigte, 
die bis zu einer Verurteilung als 
unschuldig gelten müssen, ein 
Ende zu setzen. Noch im Juni liess 
er sich in den Medien zitieren, für 
den Vorwurf der kriminellen Or-
ganisation habe er genug Beweise. 
Haben ihn seine Ermittler hinters 
Licht geführt? Wusste er, wie dünn 
die Beweislage war? Und ist er in 
der Lage, wirklich rigoros durch-
zugreifen – im Notfall auch gegen 
seine eigenen Leute?

Zweifel sind angebracht. Der 
Fall zeigt, dass selbst ein rundum 
respektierter Chef in dieser Bun-
desanwaltschaft keine Wunder be-
wirken kann und die Erfolge in 
grossen Ermittlungsverfahren auch 
unter seiner Leitung ausbleiben. 
Die Politik muss sich deshalb über-
legen, ob es diesen teuren Ermitt-
lerapparat (über 50 Millionen 
Franken pro Jahr für 220 Ange-
stellte) wirklich braucht oder ob 
nicht die kantonalen Staatsanwalt-
schaften effizienter und kosten-
günstiger dafür eingesetzt werden 
sollten. 
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